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ordnung vitale Inte-
ressen der Stadt 
Gladbeck bei einem 
milliardenschweren 
Verkehrsetat wegen 
16 Millionen Euro 
Mehrkosten miss-
achtet werden.“ 
 
Zwei weitere inte-
ressante Erkennt-
nisse liefert die Un-
tersuchung. Zum 
einen, dass eine 
Beibehaltung des 
jetzigen Zustands 
die schlechteste 
aller Lösungen ist. 
Bei keiner der Aus-
bauvarianten wäre 
die Lärm und 
Schadstoffbelas-
tung auch nur annä-
hernd so hoch wie 
sie heute ist. Herr-
mann: „Das sollten 
sich diejenigen ins Stamm-
buch schreiben lassen, die 
gegen jegliche Veränderung 
des Status Quo sind und sich 
dabei auch noch als Umwelt-
schützer fühlen!“ 
 
Außerdem ist der von der BIG 
seinerzeit ins Gespräch ge-
brachte Neubau durch die 
Heege von allen Planungsvari-
anten die für Mensch und Um-
welt negativste. „Diese Unter-
suchung hätte man sich spa-
ren können. Ein Autobahnneu-
bau würde den regionalen 
Grünzug zerstören und durch 

[09.08.06] Auf ganzer Linie 
bestätigt sehen sich die Gladbe-
cker GRÜNEN durch die gestern 
vorgestellte Umweltverträglich-
keitsprüfung zur geplanten  
A 52.  
 
„Ein Ausbau der B 224 in Trog-
lage mit vollständiger Decke-
lung im Innenstadtbereich ist 
für Mensch und Umwelt die 
beste Lösung: So kann man 
das Ergebnis der Untersu-
chung kurz und zutreffend zu-
sammenfassen!“ berichtet 
Mario Herrmann, der für die 
Grünen am gestrigen Ge-
spräch mit Minister Wittke und 
VertreterInnen von Straßen 
NRW teilgenommen hat. 
 
Die GRÜNEN erwarten von der 
jetzigen Landesregierung die 
gleiche Unterstützung bei ihren 
berechtigten Anliegen wie un-
ter der früheren rot-grünen.  
„Was Wittke uns heute andre-
hen wollte, ist ein fauler Kom-
promiss. Was jetzt gebaut 
wird, hat danach über viele 
Jahrzehnte Bestand. Da dürfen 
wir uns nicht mit einer Lösung 
zweiter Wahl abspeisen las-
sen!“ so der grüne Fraktions-
vorsitzende. Es gehe hier nicht 
um eine Straße irgendwo am 
Stadtrand, sondern um eine 
Autobahn, wenige Meter von 
Marktplatz, Fußgängerzone 
und Wohnbebauung entfernt.  
„Es kann nicht sein, dass bei 
einem Projekt dieser Größen-

die dann notwendige Verbrei-
terung der A2 in Butendorf und 
Brauck weit mehr Bürger be-
einträchtigen als ein Ausbau 
auf der bestehenden Trasse,“ 
so der Grünen-Fraktions-
vorsitzende. 
 
Die Grünen erwarten, dass 
auch die anderen Fraktionen 
die bisherige Linie beibehal-
ten, denn nur eine starke ge-
meinsame Stimme wird die 
bestmögliche Lösung für unse-
re Stadt erreichen können. 
 
→ Themenseite A52 
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Tunnelforderung bleibt bestehen! 

Barbara Holt: „Ein schwarzer Tag für den Tierschutz“ 

Zum 50. Mal 

Weiterhin gilt: Ohne Tunnel keine A 52 ! 

Bernd Lehmann 
Stadtverbandssprecher 

„Wer keine 
Ahnung hat, 
der hat auch 
keine Mei-
nung!“, hat 
Joschka Fi-
scher einmal 

treffend festgestellt. Seit drei 
Jahren möchten wir interes-
sierten Bürgerinnen und Bür-
gern zu einer Meinungsbil-
dung verhelfen und informie-
ren über aktuelle Themen, die 
unsere Stadt bewegen. Zum 
50. Mal gibt unser 
Greenplease-Newsletter Auf-
schluss über unsere politische 
Arbeit vor Ort. Und schon 
in der ersten pdf-Ausgabe im 
August 2003 beschäftigte 
uns genau wie in der 50sten 
der geplante Bau der A52. 
Wir hoffen, wir konnten bis-
her und können auch in Zu-
kunft mit unseren Informati-
onen Ihr Interesse an den 
Entscheidungen in unserer 
Stadt  wecken.  

hend aus Landesministern von 
Union, SPD, FDP und Linken. 
Das zeigt, wie wenig die Be-
kenntnisse dieser Parteien 
zum Verfassungsziel Tier-
schutz wert sind. 
 
Das Bundesverfassungsgericht 
hat demgegenüber 1999 klare 
Vorgaben für die tierschutzge-
rechte Haltung von Legehen-
nen gemacht. Die Hennen 
müssen ihre natürlichen und 
arttypischen Verhaltensweisen 
ausleben können. Dazu gehört 
zum Beispiel das Flügelschla-
gen und Aufbaumen. Diesen 

Platz hat. Holt: "Mit artgerech-
ter Tierhaltung hat das nichts 
zu tun." Tierschutz und Ach-
tung vor dem Tier werden auf 
dem Altar des wirtschaftlichen 
Profits geopfert, obwohl der 
Kostenvorteil pro Ei gerade 
mal ein bis zwei Cent beträgt. 
 
Mit der Wiedereinführung der 
Käfighaltung wird ein wichtiger 
Erfolg für den Tierschutz zu-
nichte gemacht, den Grüne 
und Tierschützer erkämpft ha-
ben. Beschlossen wurde diese 
neue Tierquälerei von einer 
ganz großen Koalition beste-

Anforderungen werden die in 
der Legehennenverordnung 
zugelassenen Kleinvolieren-
Käfige nicht gerecht. 
 
Für Verbraucher gelte laut Bar-
bara Holt einmal mehr: "Kein 
Ei mit der 3". Die auf die Eier 
gedruckte Anfangsziffer 3 be-
deutet, dass es sich um Eier 
aus der Käfighaltung handelt. 
Letztendlich könne sich zumin-
dest der Kunde an der Laden-
theke oder auf dem Wochen-
markt für Tierschutz einsetzen. 
 
→ Themenseite Käfighaltung 

Am 7.08. trat die novellierte 
Legehennenverordnung in Kraft. 
Damit wird das Verbot der Käfig-
haltung, das die GRÜNEN ab 
2007 erstritten hatten, wieder 
gekippt. "Dies ist ein schwarzer 
Tag für den Tierschutz", meint 
Barbara Holt, engagierte Tier- 
und Verbraucherschützerin bei 
den Grünen.  
 
Nach der Verordnung dürfen 
Hennen in Zukunft weiter in 
enge Käfige gesperrt werden, 
in denen das einzelne Tier 
kaum mehr als eine A4-Seite 

http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/themen/2003/04_a52/a52.htm
http://www.gruene-bundestag.de/cms/agrar_verbraucher/rubrik/7/7519.htm


Stadt produziert jährlich 3 kg Atommüll 
GRÜNE durchleuchten städtische Energierechnung 

Prozent bezieht die Stadt aus 
erneuerbaren Energieträgern 
wie Wind, Wasser, Biomasse 
und Sonne. 66 Prozent stam-
men aus fossilen Energieträ-
gern wie Kohle. Die Stadt trägt 
dadurch mit einem jährlichen 
CO2-Ausstoß von 3.600 Ton-

Drei Kilogramm Atommüll pro-
duziert allein die Stadt Glad-
beck jedes Jahr durch den 
Stromverbrauch in ihren Gebäu-
den. Das ergab eine Anfrage der 
Grünen an die Stadtverwaltung. 
 
"Zu 89 Prozent stammt der 
von der Stadt eingekaufte 
Strom aus endlichen Energie-
trägern", sehen die Grünen 
ihre Erwartungen bestätigt. 
Nach dem Energiewirtschafts-
gesetz muss auf den Strom-
rechnungen neuerdings darge-
stellt werden, aus welchen 
Energieträgern und zu welchen 
Anteilen sich der gelieferte 
Strom zusammensetzt. 23 
Prozent des Stroms beispiels-
weise in Schulen, Freibad und 
Bücherei wird aus Atomener-
gie produziert. Die Castortrans-
porte, die regelmäßig über den 
Bahnhof West nach Ahaus rol-
len, beinhalten also auch A-
tommüll aus Gladbeck. Nur 11 

nen an der Erderwärmung bei. 
"Wollte die Stadt ihrer Eigen-
verpflichtung innerhalb des 
Klimabündnisses gerecht wer-
den, müsste sie den Anteil 
regenerativer Energien weiter 
erhöhen", so die Grünen. Bei 
der Ausschreibung des Strom-

liefervertrages 2005 hatte die 
Verwaltung sich hierzu bereits 
Alternativangebote eingeholt. 
Soll ein Viertel des bezogenen 
Stroms aus "Erneuerbaren" 
stammen, würden sich dem-
nach die städtischen Energie-
kosten um ca. 15.500 Euro 
erhöhen. 
 
Die Grünen halten es für not-
wendig, dass die Stadt sich 
Ziele in der Energiebewirt-
schaftung setzt. "Ganze Land-
kreise in Bayern haben be-
schlossen, sich bis zum Jahr 
2030 komplett über erneuer-
bare Energien selbst zu versor-
gen", gibt Grünensprecher 
Bernd Lehmann ein Beispiel. 
Auch Städte wie Aachen, Leip-
zig oder Schwäbisch Hall set-
zen offensiv auf Erneuerbare. 
 
→ unsere Anfrage 
 
→ Antwort des Bürgermeisters 

Seite 3 2006, Ausgabe Nr. 10 

Beinahe-GAU zeigt Alternativlosigkeit zum Atomausstieg 

Zu 23 Prozent stammt der für die Stadtverwaltung gelieferte Strom aus Atomenergie 

Forsmark in letzter Minute ab-
gewendet werden konnte. 
Nach einem kurzfristigen 
Black-Out ist Medienberichten 
zufolge im gesamten Atom-
kraftwerk der Strom ausgefal-
len, weder Kühlsystem noch 
Kontrollsysteme oder Not-
stromaggregate funktionierten. 
Ohne das manuelle Anschalten 
verbliebener Notstromaggrega-
te, wäre eine Kernschmelze 
und damit unweigerlich ein 
GAU in dem Atomkraftwerk 
eingetreten.  
 
Erinnerung an Harrisburg 

und Tschernobyl  
 
"Dieser Vorfall ruft Erinnerun-
gen an die Schrecken von Har-
risburg und Tschernobyl wach", 
mahnte Bütikofer. Verwundert 
zeigte sich Fell darüber, dass 
die deutsche Öffentlichkeit 
nicht offiziell über das Bundes-
umweltministerium (BMU) auf-
geklärt wurde, sondern erst 
aus den Medien über die Bei-
nahe-Katastrophe erfuhr: "Gibt 
es bei solch gravierenden Stör-

[Berlin, 04.08.06] "Der schwe-
re Atomunfall im schwedischen 
AKW Forsmark I macht schlag-
lichtartig die fortdauernde Ge-
fahr dieser 
Technologie 
deutlich", so 
der GRÜNE 
Bundesvorsit-
zende Rein-
hard Bütiko-
fer.  
 
Nur knapp sei Europa einer 
Atomkatastrophe entkommen, 
erklärte der energiepolitische 
Sprecher der Bundestagsfrak-
tion, Hans-Josef Fell. Erst nach 
vehementen Aufforderungen, 
vor allem auch seitens der 
GRÜNEN, hat das Bundesum-
weltministerium umfassende 
Aufklärung des Störfalls ange-
kündigt.  
 
Nur dem couragierten Eingrei-
fen des Personals ist es offen-
bar zu verdanken, dass am 25. 
Juli eine Kernschmelze im 
schwedischen Atomkraftwerk 

fällen Probleme im innereuro-
päischen Informationsaus-
tausch der Aufsichtsbehörden 
oder hat das BMU diesen erns-
ten Störfall einfach verschwie-
gen?"  
Das Bundesumweltministeri-
um reagierte erst am Freitag. 
Das Ministerium ermittle "den 
genauen Sachverhalt im Atom-
kraftwerk Forsmark" und wer-
de "so schnell wie möglich klä-
ren, ob die zugrunde liegenden 
sicherheitstechnischen Mängel 
auch in deutschen Atomkraft-
werken vorliegen könnten", 
teilte eine Sprecherin in Berlin 
mit.  
 

Aufklärung statt »
lapidare Beruhigungs-

meldungen«  
 
Die stellvertretende Sprecherin 
der Bundestagsfraktion, Bär-
bel Höhn, kritisierte die späte 
Reaktion des von Sigmar Gab-
riel (SPD) geführten Ministeri-
ums: "Im Rahmen von europäi-
schen Abkommen der Gefah-
reninformation hätte das Mi-

nisterium eigentlich schon letz-
te Woche informiert und de-
mentsprech-
end aktiv 
werden müs-
sen." Die 
"lapidaren 
Beruhigungs-
meldungen" 
der deut-
schen Betrei-
ber seien 
wenig hilfreich. Der Energie-
konzern Vattenfall ist Betreiber 
des schwedischen Störfall-
Kraftwerks.  
 
Höhn, Fell und Bütikofer be-
tonten entschlossen die Alter-
nativlosigkeit zum Atomaus-
stieg. "Es gibt nur einen an-
satzweise sicheren Umgang 
mit Atomkraft: schnellstmög-
lich abschalten", sagte der 
Bundesvorsitzende. 
 
→ Einschätzungen der BTF 
 
→ O-Ton Bärbel Höhn (mp3) 
 
→ Infos der Grünen Jugend 

http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/archiv/antraege/2006/060517energievertrag.htm
http://www.gruene-gladbeck.de/gruenegladbeck/archiv/antraege/2006/060706_Antw_Stromliefervertrag_ELE.pdf
http://www.gruene-bundestag.de/cms/energie_klima/dok/143/143044.htm
http://mail.gruene-mail.de/o-toene/060804-hoehn_gross.mp3
http://www.gruene-jugend.de/show/110526.html


Neuigkeiten im Internet 
ge in die Luft zu sprengen, hät-
ten wir fast auf den Tag fünf 
Jahre nach dem 11. Septem-
ber in Europa einen ähnlich 
schrecklichen Anschlag gegen 
friedliche Menschen miterle-
ben müssen wie in den USA... 
 
→ ARD-Interview mit Fritz Kuhn 
 
 

krass, das Magazin  
der Grünen Jugend NRW 

 
Die Juni-
Ausgabe des 
Magazins 
kann als pdf-
Dokument im 
Netz abgeru-
fen werden. 
Ein Thema 
sind die Bür-
gerrechte. 
 
→ zur Inhaltsübersicht 

Berliner Kinospot 
 
Am 17. August wird in der 
Hauptstadt gewählt. Die Berli-
ner GRÜNEN präsentieren Ih-
ren Wahlkampfspot im Inter-
net:  

→ zum Kinospot 
 

Terroralarm in  
Großbritannien 

 
Die Bedrohung 
durch den isla-
mistischen Ter-
ror besteht fort. 
Wäre es gelun-
gen, die Flugzeu-

stop climate change - 
play your part 

 
Die Klimaschutzkam-pagne 
der europäischen Grünen gibt 
10 Tipps, wie 
man selber ak-
tiv werden kann, 
um den Klima-
wandel zu stop-
pen. Von um-
weltgerechter 
Fortbewegung 
bis zum bewuss-
ten Einkaufen finden Sie alles 
in dem englischsprachigen 
Faltblatt: 
 
→ zur Kampagnenseite 

 
V.i.S.d.P. Bernd Lehmann 
Stadtverbandssprecher 
Rentforter Straße 43 a 
D-45964 Gladbeck 

Telefon: 0 20 43 / 2 54 12 
Fax: 0 20 43 / 2 17 76 
E-Mail: info@gruene-gladbeck.de 

Zu diesem Newsletter: 

Sie erhalten diesen Newsletter, weil Sie sich 
über unsere Seite in unseren Info-Verteiler ein-
getragen haben. Es kann aber auch sein, dass 
Ihnen diese Ausgabe unseres Newsletters von 
uns oder anderen zugesandt wurde, weil wir 
meinten, dass Sie Interesse an Informationen 
über unsere Stadt haben.  

Es liegt uns fern, Sie unaufgefordert mit emails 
zu belästigen. Um den Newsletter zu abon-
nieren bzw. um ihn (nach einer Anmeldung) 
wieder abzubestellen, können Sie eine leere 
e-mail an folgende Adressen senden: 

→ anmelden:  
gruene-gladbeck-subscribe@domeus.de 

→  abmelden:  
gruene-gladbeck-unsubscribe@domeus.de 

Ein- und austragen können Sie sich auch über 
unsere Internetseite. Gerne stehen wir Ihnen 
auch telefonisch, per email oder Fax. zur 
Verfügung. 

Greenplease-Archiv 
In unserem übersicht-
lichen Newsletter-
Archiv können Sie 
durch alle Ausgaben 
seit August 2003  
stöbern. Die pdf-
Dokumente sind auf 
unseren Internetsei-
ten abrufbar: 
→ zum Archiv 

Greenplease Newsletter 
Bündnis 90/DIE Gladbeck 

mailto:gruene-gladbeck-subscribe@domeus.de
mailto:gruene-gladbeck-unsubscribe@domeus.de
http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/service/2006/jahrgang2006.htm
http://gruene-berlin.de/site/kinospot_2006.0.html
http://www.daserste.de/videowindow_dyn~real,moma/060811_1_28.rm~cm.asp
http://www.gruene-jugend-nrw.de/Juni_2006.369.0.html
http://www.greens-efa.org/cms/default/rubrik/7/7065@en.htm

